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Doch nicht nur diese Gratwanderung bei der sowjetischen Füh-

rungsrolle bedingt die Schwierigkeiten in der Umsetzung des

»Komplexprogramms 2000«. Es ist die Perestroika selbst, die die

sowjetische Führungsschicht in den wissenschaftlichen Instituten
und Ingenieurkollektiven verunsichert. Der organisatorische Sta-

tus dieser Institutionen ist im Fluß, einige wurden zu Wissen-
schafts- und Produktionsvereinigungen zusammengeschlossen,
andere in bestehende Unternehmen eingegliedert, wieder andere

sind in die Selbständigkeit entlassen worden und müssen von Auf-
tragsforschung leben. In diesen neuen Formen soll eine wirt-
schaftliche Rechnungsführung und Selbstfinanzierung eingeführt
werden, wobei industrielle Kalkulations- und Kontrollmechanis-
men auf die Wissenschaftsproduktion angewendet werden sollen.

Die natürlichen Schwierigkeiten werden dadurch potenziert, daß

die Ministerien selbst sich noch nicht darauf umgestellt haben

und Forschungsaufträge weiterhin nach alten Kriterien vergeben.
Hinzu kommt, daß zunehmend die zentrale Steuerung der gesam-
ten Wirtschaft durch Einbeziehung regionaler Bedingungen auf-

gelockert werden soll.

Vorbild Westen?

Man fragt sich natürlich, ob die Reformen nicht an einem Mo-
dell des Wissenschaftstransfers orientiert sind, das aus dem We-
sten stammt. Denn vergleicht man dieses »Komplexprogramm
2000« mit westlichen Technologieprogrammen, so fallt zwar der
ausgesprochen zivile Charakter in bezug auf das SDI-Programm
ins Auge, zum anderen aber doch die Ähnlichkeit in der inhaltli-
chen Schwerpunktsetzung mit Programmen wie EUREKA, auch

wenn im Westen nicht von »Elektronisierung der Volkswirtschaft«
die Rede ist, sondern von der »Stärkung der Informations- und
Kommunikationstechniken«. Die verstärkte Orientierung hin auf
eine größere Mobilität der Wissenschaftler erinnert an das System
zeitlich begrenzter Forschungsaufträge und -stellen im Westen.

Auch die zunehmende Kooperation von Universitätsforschung und
Industrie in gemeinsamen Instituten scheint sich wiederzufinden.
Zweifellos ist die Abkehr vom gewohnt administrativen Vorgehen
und die Zuwendung zu höherer Eigenverantwortung ein prinzipi-
elles Problem einer Planwirtschaft, obwohl in der Sowjetunion ge-
leugnet wird, daß dies ein systemimmanenter Widerspruch sei.

Die Funktion solcher Maßnahmen muß aber mit anderen Maß-
Stäben gemessen werden als ähnliche Methoden zur Effektivierung
im Westen. Denn es gilt in der Sowjetunion nicht, Umschlagszy-
klen der Innovation zu beschleunigen, sondern überhaupt so etwas
wie Innovation in das volkwirtschaftliche Kalkül einzubringen. Es

muß also zunächst ein Träger von Innovation geschaffen werden, da

systemimmanente Anreize dazu nicht bestehen. Es liegt nahe, die
technische Intelligenz zu diesem Zweck heranzuziehen. Doch um
motiviert zu sein, muß sie zunächst eine soziale Aufwertung
erfahren, die - so scheint es - weniger in materiellen Anreizen
gesucht wird, als vielmehr in einer Veränderung ihres Status. Dazu
ist es notwendig, die herkömmliche Hierarchie aufzubrechen und
der technischen Intelligenz verstärkt Zugang zu ihr zu verschaffen.

Gleichzeitig kann sich der Reformflügel in der Partei dadurch einer

neuen Klientel versichern, die ihren eigenen Machtzuwachs mit
Loyalität honorieren wird.
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Das Modernisierungskonzept der Volkswirtschaft
der DDR enthält als zentrales Element die Be-

schleunigung des wissenschaftlich-technischen
Fortschritts. Wie in anderen Ländern Osteuropas
auch zielt die Produktion und Anwendung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse insbesondere auf ein ver-
stärkte technische Innovation in der Produktion.
Anders jedoch als beispielsweise in der Sowjet-
union oder in Polen ist die Geschichte der DDR
reich an Experimenten, mit denen sie dieses Ziel
der Unterordnung forschungspolitischer Prioritäten
unter das Primat der Ökonomie zu erreichen ver-
suchte.
Günter Lauterbach, Mitarbeiter des Instituts für
Wissenschaft und Gesellschaft in Erlangen, be-
schreibt im folgenden die derzeitige Situation im
F&E-Bereich der DDR.

von Günter Lauterbach

Wissenschaft
und Forschung spielen in den mittel- und lang-

fristigen Überlegungen der Wirtschaftspolitiker der DDR
eine zentrale Rolle. Mit ihrer Hilfe soll der technische Fortschritt

beschleunigt, die Arbeitsproduktivität erhöht und das Wirt-
schaftswachstum abgesichert werden. Verstärkt gefordert wird
von Seiten des Staates seit einigen Jahren die technologische For-

schung. Das neue Zauberwort in der wirtschaftspolitischen Dis-
kussion heißt Schlüsseltechnologie.

Unter Schlüsseltechnologien versteht man in der DDR Ent-

Wicklungen, »<Yze ffz'e Wzrtsc/za/f tmc? e/ze Gese/Zsc/zq/f a/s Gauzes'

zzac/z/za/fzg beezu/Zusse«, zfezz vo/Lsw/rfsc/zq/f/zc/zen Sfrw&fzzrwaiz-

üfe//örc/erzz und dze /IrbezrsproufMkrz'vzYdf er/zeMc/z steigern. Der
ßMersc/znzYrsc/zarakterMUöföfzeAMssfra/z/MugaM/efzegesaznre Wirf-

sc/za/f s/nef ezzz weseizf/zc/zes Merkuza/ Jer Sc/z/ässe/fec/zzzo/o-

gzeiz«'.
Diese doch sehr vage Charakterisierung und unscharfe Fassung

steht in einem bemerkenswerten Gegensatz zu der hohen wirt-
schaftspolitischen Bedeutung, die der Begriff Schlüsseltechnolo-

gie in der Wirtschaftspolitik der DDR erlangt hat. Gewisse Ähn-

lichkeiten mit der Situation in der Bundesrepublik sind dabei nicht

zu übersehen. Zwar hat man in der westlichen Literatur mehrere
Versuche unternommen, eine genauere definitorische Bestim-

mung der Hoch-bzw. Schlüsseltechnologien vorzunehmen. Doch
weisen die drei Ansätze allesamt beträchtliche Mängel auf.

Zum ersten wird Hochtechnologie in der westlichen Literatur
ad hoc definiert. Ohne nähere Begründung werden z.B. Datenver-

arbeitungsanlagen, medizinische Geräte oder die Nachrichten-
technik als Spitzen- oder Hochtechnologie bezeichnet. Zum zwei-

ten wird Hochtechnologie von den Outputs her bestimmt. Als

Hochtechnologiegüter gelten solche Produkte, bei denen der Im-
portanteil in die OECD-Länder aus den Schwellen- und Entwick-

lungsländern unter einem bestimmten Prozentsatz liegt. Zum drit-
ten wird Hochtechnologie von den Inputs her definiert. Nach die-

sem Ansatz sind high-tech-Bereiche forschungsintensiv; dort
werden im volkswirtschaftlichen Maßstab überdurchschnittliche

Forschungs"- und Entwicklungsaufwendungen getätigt.
In der entsprechenden Literatur der DDR ist festzustellen, daß

man dort im wesentlichen dem ersten Abgrenzungsversuch - also

der aufzählenden, enumerativen Definition - folgt. Zu den Hoch-
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oder Schlüsseltechnologien werden z.B. im Gesetz zum Fünfjahr-
plan 1986 - 1990 gerechnet: die Mikroelektronik, die moderne
Rechentechnik, die rechnergestützte Konstruktion, Projektierung
und Steuerung der Produktion (CAD/CAM), flexibel automati-
sierte Fertigungssysteme, neue Bearbeitungsverfahren und Werk-
Stoffe, die Biotechnologie, die Kernenergie und die Lasertechnik.
Die Aufzählung hat ersichtliche Schwächen, weil technisch sehr

fortgeschrittene und forschungsintensive Bereiche wie z.B. die
Medizintechnik oder die Luft- und Raumfahrttechnik nicht erfaßt
werden. In der DDR selbst gilt diese Aufzählung wohl auch des-
halb nicht als erschöpfend. So wird gelegentlich auch die Roboter-
technik zu den Schlüsseltechnologien gezählt.

Abgrenzungsversuche von der Input-Seite her - also von den

Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen - scheitern für die
DDR daran, daß die »Wissenschaftsstatistik« dort erhebliche
Lücken aufweist. So bleibt dem westlichen Beobachter der Weg

versperrt, über die F&E-Aufwendungen high-tech-Bereiche zu
identifizieren und zu prüfen, ob die ad hoc definierten Hoch- und

Schlüsseltechnologien tatsächlich stärker gefördert werden als

traditionelle Bereiche und Forschungszweige.
Dem westlichen Beispiel folgend soll zur Forschungs- und

Technologiepolitik der DDR nicht nur die Förderung von For-
schung und Entwicklung gerechnet werden, sondern es sollen
dazu auch jene staatlichen Maßnahmen zählen, die den Technolo-
gietransfer, also die Umsetzung wissenschaftlich-technischer

Forschungsergebnisse in neue Erzeugnisse und Verfahren, betref-
fen. Von Seiten des Staates sind für die beschleunigte Verwertung
wissenschaftlicher und technischer Ergebnisse nicht nur ver-
mehrt Forschungsmittel zur Verfügung gestellt worden, man hat

auch wiederholt die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen
verändert, um die Aufnahmebereitschaft der Kombinate und Be-
triebe für technische Neuerungen zu erhöhen. Die partiellen Er-
folge dieser Maßnahmen können jedoch nicht darüber hinweg-
täuschen, daß die DDR-Wirtschaft systembedingte Innovations-
schwächen aufweist, die nicht zu beseitigen sind.

Ziele und Förderungsschwerpunkte

Nach den verfügbaren Quellen verfolgt die DDR mit ihrer

Forschungs- und Technologiepolitik zwei Hauptziele: den zusätz-
liehen Erkenntnisgewinn in den Wissenschaften - das traditionel-
le Ziel aller Wissenschaft - und die Steigerung der Leistungstä-

higkeit der Wirtschaft^. Alle anderen in der Literatur erwähnten

Ziele sind daraus abgeleitet. So gelten insbesondere Umwelt-
schütz und Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen
des Menschen nicht als originäre Ziele, auf die hin Forschungs-
und Technologiepolitik ausgerichtet ist.

Ohne Frage ist in der DDR das entscheidende Kriterium für die

Forschung der »Vm/zcu /ur die Praxis«'. Als problematisch er-

Determinanten der
W issenschaftsstrateg ie
Forschungspolitik in der DDR
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weist sich dabei die Nutzenermittlung. Sie dürfte für viele gesell-
schaftliche Anwenderbereiche kaum über grobe Abschätzungen
hinausreichen. Auch hinsichtlich der Forschungsarten (Grundla-
genforschung, anwendungsbezogene Forschung u.a.) ist eine Er-
mittlung der zu erwartenden Auswirkungen äußerst kompliziert.
Ganz allgemein gilt in der DDR, daß ein Nutzen wissenschaftli-
eher Forschung dann vorliegt, wenn die neuen Erkenntisse zur
Lösung neuartiger Probleme beitragen.

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als das primäre Ziel
staatlicher Forschungs- und Technologiepolitik der DDR soll
durch eine größere »ökonomische Wirksamkeit« von Wissen-
schaft und Technik erreicht werden. Das bedeutet, daß wissen-
schaftliche Forschungs- und Entwicklungsergebnisse stärker als
bisher die Planerfüllung der Kombinate und Betriebe beeinflus-
sen und den volkswirtschaftlichen Strukturwandel in Richtung auf
moderne Industrien unterstützen sollen. Das heißt aber auch, daß
sich die Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen schneller
amortisieren müssen. Letztlich bedeutet es, »Spitzenleistungen in
Spitzenzeiten« zu erzielen.

Bemerkenswert ist, daß in der Diskussion über die geforderten
Spitzenleistungen die Rolle der Forscherpersönlichkeit starke
Aufmerksamkeit gefunden hat. Es hat sich in der DDR die Er-
kenntnis durchgesetzt, daß ohne Spitzenkräfte in der Wissen-
schaft keine Spitzenleistungen in der Forschung zu erzielen sind.
Deshalb ist man heute auch bereit, Spitzenforschern, die interna-
tionales Ansehen genießen, und begabten Nachwuchswissen-
schaftlern größere Privilegien zu gewähren bzw. sie stärker zu för-
dem. Der stellvertretende Abteilungsleiter des ZK derSED, Prof.
G. Schirmer, vertritt z.B. die Meinung: »B£//n w/r JFE.ten.yc/7q/?-

/er /7a/?e« wo//en, J/e <#e Bètep/fze mi/teifimmen - «n/Z Jas wo/-
/en w/r ganz entec/j/er/en - Jann mürren w/r/wr s/e üf/e ei/orr/er//-
c/ien E;r<my.ve7z«ngen bere/fen. «* Schirmer spricht sich dafür aus,
leistungsfähige Wissenschaftler systematisch zu erfassen und zu
unterstützen. Die ideologische Forderung nach allseitiger Person-

lichkeitsentwicklung dürfe nicht so weit gehen, daß Hochbegabte
daran gehindert würden, außergewöhnliche Forschungsleistun-
gen zu erbringen. »E//er Er k/nges AZwägcn nör/g, n/n //era/rs-zn-

y/niien, wajr/en/nre'rcs'i'cn//erGc5e/Ec//a/fnn(ic/c5 JFEjensc/iq/f-
/cry a/n besten enzs/znc/;/. «

Hinsichtlich der Spitzenleistungen gilt das Weltniveau offiziell
als verbindlicher Wertmaßstab. Über Weltstandsvergleiche soll
der Anschluß an die internationale Entwicklung in den Wissen-
Schäften hergestellt werden. Beklagt wird indes, daß sich Wissen-
schaftler vor Weltstandsvergleichen drücken, sich um sie - wie es

heißt - »herummogeln«. Dieses Verhalten ist nicht nur mit fehlen-
der Risikobereitschaft zu erklären, sondern es ist auch objektiv
bedingt und hängt z.B. mit der unzureichenden Forschungstech-
nik, fehlenden Materialien und der Art der Ergebnisabrechnung
in der Forschungsaufgaben zusammen. Da auch dort das Prinzip
der Planerfüllung gilt, werden von den Wissenschaftlern häufig
risikoarme Forschungsaufgaben bevorzugt. Die Erfüllung der

Forschungspläne ist deshalb nicht in jedem Fall ein Zeichen hoher
»Plandisziplin«, sondern oft Ausdruck fehlender Risikobereit-
schaft, ohne die aber wiederum der Anschluß an das »Weltniveau«
nicht zu vollziehen ist. Trotz der geforderten Weltstandsvergleiche
für jede Forschungs- und Entwicklungsaufgabe ist zu konstatie-

ren, daß in der naturwissenschaftlich-technischen Forschung der
DDR Aufgabenstellungen dominieren, die bereits existierende

Entwicklungen nachvollziehen. Massive Kritik haben in diesem

Zusammenhang wiederholt die Universitäten und Hochschulen
erfahren.

Da die DDR mit ihrem verfügbaren Wissenschaftspotential

VEB Um/ormtedinit Erfurt: D/e w/rfsc/iaff/zc/ie Le/sfungsfäfi/gfce/f /st

das.

nicht in der Lage ist, alle Entwicklungsrichtungen zu verfolgen,
müssen Prioritäten für die Forschungs- und Technologiepolitik
gesetzt werden. Grundsätzlich möchte man auf entscheidenden
Feldern der Wirtschaft das fortgeschrittenste Niveau erreichen,
und dies innerhalb weniger JahreL

Der Auswahl dieser Felder kommt angesichts des schnellen

technologischen Wandels, der tendenziellen Verkürzung der Pro-
duktlebenszyklen, der steigenden F&E-Aufwendungen und aus

Gesichtspunkten der »Systemkonkurrenz« eine zentrale Bedeu-

tung zu. Wie das Beispiel Mikroelektronik für die DDR zeigt,
kann das relativ späte Eintreten in ein neues Technologiefeld zu er-
heblichen ökonomischen Verlusten nicht nur auf diesem Gebiet,
sondern auch in vielen Anwenderbereichen dieser Schlüsseltech-

nologie - wie dem Werkzeugmaschinenbau, der Medizintechnik,
dem wissenschaftlichen Gerätebau, der Meß- und Regelungstech-
nik u.a. - führen.

Als in der DDR die politische Entscheidung für die Mikroelek-
tronik und den forcierten Ausbau der mikroelektronischen Indu-
strie 1977 (6. ZK-Plenum) gefallen war. hatten westliche Indu-
striestaaten bereits einen Entwicklungs- und Produktionsvor-

sprung von mehreren Jahren. Dieser Vorsprung hat sich seither
nicht verringert, sondern ist eher noch größer geworden. Anders
als Firmen in der Bundesrepublik haben DDR-Kombinate nur
sehr begrenzte Möglichkeiten, Lücken im Hochtechnologiebe-
reich über den Erwerb von Lizenzen oder durch Kooperation mit
westlichen Unternehmen zu schließen. Da auch die Wissenschaft-
lich-technische Zusammenarbeit mit RGW-Partnern, einschließ-
lieh der UdSSR, kurzfristig keine schnellen Erfolge verspricht,
bleibt der DDR nur die Möglichkeit, eigene Grundlagenforschun-

Pf 'vlËàSc,

isniK '.y:,v,v
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gen in diesem Bereich zu betreiben und auf diese Weise zu versu-
chen, den Abstand zum Weltniveau zu verringern, auch wenn die-
se Strategie unter Kosten-Nutzen-Erwägungen äußerst unwirt-
schaftlich ist. Nachdem sich die DDR-Führung aber für die

Strategie der Nachentwicklung bzw. des Nachvollzugs entschie-
den hat, müssen im Bereich Mikroelektronik Mittel gebunden
werden, die für andere zukunftsträchtige Entwicklungsrichtun-
gen dringend benötigt würden. Damit besteht wiederum die Ge-

fahr, daß auch dort der Anschluß an die internationale Entwick-
lung verlorengeht. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt scheint die Mi-
kroelektronik den Wettkampfum die knappen Ressourcen vor den
anderen Hochtechnologien gewonnen zu haben. Darauf deuten

u.a. die 1-Megabit- bzw. 4-Megabit-Projekte hin, die zum Teil
schon in Angriff genommen worden sind.

Langfristig ist für die DDR von Bedeutung, daß die
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit im RGW belebt
werden soll. Die DDR ist beispielsweise Mitunterzeichner eines
1982 verabschiedeten Generalabkommens, das u.a. die Entwick-
lung und Anwendung der Mikroprozessortechnik und von Indu-
strierobotern vorsieht. Auf der 41. Tagung des Rates für Gegensei-
tige Wirtschaftshilfe (Dezember 1985) wurde von den Mitglieds-
Staaten ein Komplexprogramm des wissenschaftlich-technischen
Fortschritts verabschiedet, das eine engere Zusammenarbeit in
der Elektronik, Automatisierungstechnik, Kernenergie, Werk-
stofforschung und Biotechnologie vorsieht, und das eine Verein-

heitlichung in der Forschungs- und Technologiepolitik der einzel-
nen Länder zum Ziel hat. Die weltweiten technologischen Verän-

derungen und Restriktionen in der westlichen Außenhandelspo-

pr/märe Z/'e/ der F&£-Po//f/fc.- Sp/ege/fe/esfcop be/' Car/ Ze/'ss Jena

1 i tik begründen das neue Interesse der RGW-Staaten an einer enge-
ren Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technik.

Förderungsschwerpunkte in der Technologiepolitik der DDR
sind die bereits erwähnten Schlüsseltechnologien. Im Fünfjahr-
planzeitraum 1986 - 1990 sollen dafür ca. 27 Mrd. Mark zur Ver-

fügung gestellt werden. Das entspricht einem Anteil von fast 40 %

an den geplanten Gesamtaufwendungen für Wissenschaft und
Technik''.

Da der Mikroelektronik unter den Schlüsseltechnologien von
politischer Seite eine Sonderrolle zugewiesen wird, wird sie am
stärksten gefördert. Wie hoch die Zuwendungen im einzelnen
sind, läßt sich aus den verfügbaren Quellen nicht entnehmen.
Ebenso ist nicht bekannt, wieviel Mittel für die anderen »high-
tech-Programme« vorgesehen sind. Die Wirtschaftsführung der
DDR hat bisher noch niemals bekanntgegeben, wie sich die Staat-

liehen F&E-Mittel auf die einzelnen Programme verteilen; auch
über die Laufzeit der Programme liegen keine Informationen vor.

Neben den Schlüsseltechnologien ist der »wissenschaftliche
Gerätebau« ein weiterer Schwerpunkt staatlicher Förderungspoli-
tik. Bei der Entwicklung und Herstellung von Geräten, technolo-

gischen Spezialausrüstungen und anderen technischen Instru-
menten für die Forschung sind in den letzten Jahren sowohl im
Hochschulbereich als auch in der Akademie der Wissenschaften
Fortschritte erzielt worden, so daß bei einer ganzen Reihe wissen-
schaftlicher Geräte ein - wie es heißt - auch im internationalen
Maßstab sehr akzeptabler Stand erreicht werden konnte'. Das

trifft vor allem zu für optische Geräte sowie für Apparate der Prä-
zisionsmechanik und Mikrorechentechnik. Man hat in der DDR
erkannt, daß dem »wissenschaftlichen Gerätebau« heute eine ent-
scheidende Katalysatorfunktion bei der Beschleunigung des

wissenschaftlich-technischen Fortschritts zufällt. Deshalb will
man auch die Anstrengungen zur Schaffung eigener Forschungs-
technik weiter vergrößernd.

Trotz der erzielten Fortschritte stellt der »wissenschaftliche Ge-
rätebau« aber noch immer einen Engpaß dar, der die Forschungs-
arbeiten behindert. Eine Ausweitung der Produktion leistungsfa-

higer Geräe soll durch eine engere Kooperation der Kombinate

mit den Hochschulen und der Akademie der Wissenschaften er-
reicht werden. Der Einfuhr von Forschungstechnik aus dem west-

liehen Ausland steht man kritisch gegenüber. »Szc/z «zzr azz/'Je/z

Köm/ von Geraten azz/' Jem WF/zzwaz'/a eznzz«te//en /jf'e/te, Jen

Vac/z/an/vorzuprogrammieren. «®

F&E-Projekte zu den Schlüsseltechnologien werden als Staats-

auftrüge vergeben, an deren Lösung oftmals mehrere Kombinate,

Forschungseinrichtungen der Ministerien sowie die Akademie
der Wissenschaften und die Hochschulen beteiligt sind. Die Aus-
wähl der Projekte nimmt das Ministerium für Wissenschaft und

Technik vor, wobei Wissenschaftler und Gremien des For-

schungsrates der DDR beratend hinzugezogen werden. Jeder ein-

zelne Staatsauftrag muß dem Ministerrat der DDR zur Bestäti-

gung vorgelegt werden. Staatsaufträge genießen Priorität und

werden vor allen anderen F&E-Aufgaben bearbeitet.

Insgesamt sind zu den Schlüsseltechnologien etwa 40 Staatsauf-

träge erteilt worden. Ein Staatsauftrag betrifft beispielsweise die

Entwicklung sensorgeführter Industrieroboter.

Ressourcen

Zur Erreichung der forschungs- und technologiepolitischen
Ziele stehen der DDR folgende Ressourcen zur Verfügung: Die
Zahl der Beschäftigten in Forschung und Entwicklung lag 1985
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bei ca. 191000®; etwa 122000 davon besaßen eine Hoch- oder
Fachschulausbildung. Das Forschungs- und Entwicklungspoten-
tial auf dem Gebiet der naturwissenschaftlich-technischen For-
schung (G- und A-Stufen) umfaßte 46000 Kader, das waren rund
25% des gesamten F&E-Potentials.

Gegenüber 1970 hat die Zahl der F&E-Beschäftigten etwa um
70 000 zugenommen. In den kommenden Jahren ist damit zu rech-
nen, daß die Zahl der Neueinstellungen zurückgeht. Offiziell
heißt es dazu, daß auch im Bereich der Forschung und Entwick-
lung die notwendige Leistungssteigerung durch effektivere Nut-
zung des vorhandenen Potentials zu erfolgen habe und nicht mehr
wie bisher in erster Linie auf einem extensiven Wachstum der Be-
schäftigtenzahl beruhen könne. ' '

Institutionell verteilen sich die F&E-Beschäftigten der DDR in

etwa wie folgt: rund 75% arbeiten in den Laboratorien und For-
schungsstellen der Wirtschaft, wobei allein auf die Industrie ca.
65% entfallen, etwa 10% sind in der Akademie der Wissenschaf-
ten tätig, und rund 6% werden im Hochschulbereich beschäftigt.
Bei den Hochschulen wurde unterstellt, daß der Zeitanteil der
Hochschullehrer für Forschung bei 30% liegt. Der Rest der F&E-
Beschäftigten arbeitet in sonstigen Einrichtungen wie der Akade-
mie für Landwirtschaftswissenschaften (5%), der Bauakademie
(2%), dem Forschungsinstitut Manfred-von-Ardenne, Industrie-
zweig-Instituten und weiteren Institutionen.

Vor allem die in der Industrie betriebene Forschung und Ent-
wicklung hat seit Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre an Gewicht
gewonnen. Im Zuge der Kombinatsbildung wurden damals eine

ganze Anzahl ehemals selbständiger Einrichtunen in die Kombi-
nate eingegliedert. In Zukunft ist vorgesehen, die Kombinate zu
»technologischen Zentren« bzw. zu »Zentren der Hochtechnolo-
gie« (Zeiss Jena, Kombinat Mikroelektronik) auszubauen. Stär-
ker als bisher sollen von den Kombinaten in Zukunft zweigspezifi-
sehe, auf das Produktionsprogramm bezogene Grundlagenfor-
schlingen durchgeführt.werden.

Hinsichtlich der Aufwendungen ist festzuhalten, daß Staat und
Wirtschaft im Zeitraum 1981/85 rund 42 Mrd. Mark für For-
schung und Entwicklung zur Verfügung gestellt haben. Während
aus dem Staatshaushalt knapp 14 Mrd. Mark für Wissenschaft.
Technik und Forschungseinrichtungen ausgegeben wurden, inve-
stierte die Wirtschaft der DDR im Fünfjahrplanzeitraum 1981 -
1985 für über 28 Mrd. Mark in Forschung und Entwicklung. An-
dere Finanzierungsquellen wie wissenschaftsfördernde Organisa-
tionen oder Stiftungen gibt es bekanntlich in der DDR nicht; die
in Jena ansässige Carl-Zeiss-Stiftung erfüllt ausschließlich wirt-
schaftliche und schutzrechtliche Aufgaben des Kombinates.

Pro Jahr gibt die DDR rund 4% ihres erwirtschafteten Nationa-
leinkommens für Wissenschaft und Technik aus. Bezogen auf das

Sozialprodukt in westlicher Abgrenzung lag der Anteil in der er-
sten Hälfte der 80er Jahre (1983) bei 3 %. Damit nimmt die DDR
auch im internationalen Vergleich einen Spitzenplatz ein. Die feh-
lende Konkurrenzfähigkeit vieler Industrieerzeugnisse aus der
DDR-Produktion kann mit unzureichender Forschungsförderung
deshalb nicht hinlänglich erklärt werden.

Für den Fünfjahrplanzeitraum 1986 - 1990 ist eine durch-
schnittliche jährliche Steigerung der finanziellen Mittel für Wis-
senschaft und Technik von 9,2% vorgesehen. Ein großer Teil der
Aufwendungen soll dem Ausbau und der dringend notwendigen
Modernisierung bestehender Einrichtungen dienen.

Die aus dem Staatshaushalt vorgenommene Forschungsfman-
zierung ist eine Mischung aus Projekt- und Institutionenförde-

rung. Empfängergruppe der institutionellen Forschungs- und

Technologieförderung sind staatliche Forschungseinrichtungen
mit Querschnittscharakter (wie z.B. das Zentralinstitut für
Schweißtechnik), verschiedene Akademien und die Hochschu-
len. Diese Einrichtungen sollen dadurch in die Lage versetzt wer-
den, einen kontinuierlichen Forschungsprozeß zu gewährleisten.
Im Rahmen der Staatsauftragsforschung werden diese Institutio-
nen häufig auch noch projektbezogen gefördert.

Daneben gehören zur Empfängergruppe der direkten projekt-
orientierten Förderung auch die Industriekombinate. Im Jahre
1985 erhielten sie aus dem Staatshaushalt knapp 1,5 Mrd. Mark
für F&E-Aufgaben, im Zeitraum 1981 bis 1985 belief sich der Be-

trag auf über 6,2 Mrd. Mark. Ordnungspolitisch entspricht die
direkte Forschungs- und Technologieförderung des Staates den

Steuerungsgrundsätzen einer sozialistischen Planwirtschaft.

Förderungsmaßnahmen zum
Technologietransfer
Eine besonders eklatante Schwachstelle ist in der DDR die Um-

setzung wissenschaftlich-technischer Forschungs- und Entwick-
lungsergebnisse in neue Erzeugnisse und Verfahren. Der Uber-

gang von der Inventions- in die Innovationsphase vollzieht sich in
der zentral geplanten Volkswirtschaft der DDR äußerst zähflüs-
sig, so daß es immer wieder zu beachtlichen Verzögerungen
kommt. Die staatlichen Förderungsmaßnahmen zum Abbau der
Barrieren und zur Beschleunigung des Uberleitungsprozesses set-

zen an zwei Stellen an: der Organisationsstruktur und dem wirt-
schaftlichen Steuerungsinstrumentarium.

Zu den organisatorisch-strukturellen Maßnahmen gehört die

Einrichtung von Transferstellen wie Technika, Konsultations- und

Informationsstellen in Universitäten, Hochschulen und Akade-
mien. Ferner zählt dazu die Gründung von Hochschul- bzw.

Akademie-Industrie-Komplexen. Zu den neueren steuerungs-
politischen Maßnahmen zählt vor allem die Ausweitung der kom-
binatsexternen Vertragsforschung mit der Akademie der Wissen-
Schäften und den Hochschulen.

Die zweifellos interessanteste organistatorisch-strukturelle In-
novation sind die Technika. Hierbei handelt es sich um naturwis-
senschaftlich-technische Forschungs- und Entwicklungseinrich-
tungen bzw. um Laboratorien. Mit ihrer Hilfe soll die »Dwrc/7gäH-

g/gkeif von i/<?r Grnnrf/agen/owc/inng n/;er ri/e Entwick/nng,
&onsrrak//on wnzf 7ci7?no/ogic Zn'.? zur /Voi/nkhon grnnrJ/egent/
verbessert« werden'L Niveau und Anwendungsreife der For-
schungsergebnisse sollen in den Technika angehoben, Erfindun-
gen bis zur kleintechnischen Erprobung weitergeführt werden;
darüber hinaus stellt man dort Funktions- und Fertigungsmuster
her. In diesen Einrichtungen soll letztlich der Nachweis der tech-
nischen Realisierbarkeit erbracht werden. Mit dem Aufbau und
der Einrichtung von Technika an Universitäten und Hochschulen
wurde in der DDR bereits Ende der 70er Jahre begonnen.

In der Regel finanziert die Industrie einen beträchtlichen Teil
der Grundausstattung der Technika. Sie entsendet Wissenschaft-
1er in diese Einrichtungen, die sich dort über neue Forschungen
informieren und gemeinsam mit den Hochschullehrern an Projek-
ten für das Kombinat arbeiten können.

Wie sehr man in der DDR bemüht ist, durch organisatorische
Maßnahmen den Technologietransfer zu beschleunigen, läßt sich

auch daraus ersehen, daß in den Universitäten, Hoch- und Fach-

schulen bisher über 230 Konsultations- und Beratungsstellen ein-

gerichtet wurden, in denen sich Kombinate und Betriebe über

neuere Entwicklungen in Wissenschaft, Forschung und Innova-
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tion informieren können. Zu den organisatorisch-strukturellen
Neuerungen gehört schließlich auch die Bildung von Hoch-
schul(Akademie)-Industrie-Komplexen. Aufder Grundlage lang-
fristiger Kooperationsverträge organisieren die Vertragspartner in
diesen »Komplexen« diê Forschungs- und Entwicklungsarbeiten
mit dem Ziel, schneller neue Forschungsergebnisse zu verwerten.

Über 60% des naturwissenschaftlich-technischen Forschungs-
potentials der Humboldt-Universität Berlin sind seit 1986 vertrag-
lieh mit der Industrie verbunden'^; andere Universitäten und
Hochschulen erreichen einen ähnlich hohen Verflechtungsgrad.
Es ist offensichtlich, daß mit dieser forschungspolitischen Strate-

gie die Verantwortung der Kombinate für die inhaltliche Planung
der Forschung zunimmt. Für die Hochschulen bedeutet die Aus-
weitung der industriefinanzierten Forschung, bestimmte Arbeiten
einzustellen, weil die erforderlichen Finanzmittel fehlen, sich
schnell in neue Gebiete einzuarbeiten und zum Teil auch Potentia-
le umzuverteilen.

Eine von DDR-Wissenschaftlern vorgenommene Auswertung
der seither abgeschlossenen Verträge (Koordinierungs- und Lei-
stungsverträge) zwischen Industriekombinaten und Hochschulen
ergab, daß zwar Fortschritte in der Forschungskooperation einge-
treten sind, gleichzeitig aber eine Reihe von Problemen fortbeste-
hen. So werden z.B. die Hauptrichtungen und Schwerpunkte der
Zusammenarbeit nach wie vor zu breit und zu allgemein angelegt,
was der geforderten Konzentration der Potentiale auf die Schwer-

punktaufgaben widerspricht. Kritisiert wird auch, daß der Aus-
richtung der Grundlagenforschung auf die volkswirtschaftlich
entscheidenden Entwicklungseinrichtungen zu wenig Aufmerk-
samkeit geschenkt wird. Die Kombinate sind offensichtlich zum
Abschluß von Verträgen und zur Finanzierung der Forschung nur
bereit, wenn der zu erwartende Nutzen für sie selbst in ausrei-
chender Weise nachgewiesen ist. Und dieser Nachweis ist bei Vor-

haben der Grundlagenforschung aufgrund der Produktionsferne
schwerer zu führen als bei Entwicklungsprojekten.

Fazit

Die DDR hat in vielen Technikbereichen Schwierigkeiten, den
Anschluß an die internationale Entwicklung zu halten und in der
Forschung und Entwicklung nicht noch weiter zurückzufallen.

Mit der Konzeption, die Kombinate zu »technologischen Zen-
tren« auszubauen und die kombinatsexterne Zusammenarbeit mit
Hochschulen und Akademieeinrichtungen zu verstärken, gerät
die naturwissenschaftlich-technische Forschung in der DDR
noch stärker in den Sog wirtschaftlicher Interessen. Da kurzfristig
wirtschaftliche Erfolge von der Partei- und Wirtschaftsführung
verlangt werden, ist zu befürchten, daß es an den Universitäten
und Hochschulen zu einem Rückgang der »zweckfreien Grundla-
genforschung« in den Naturwissenschaften kommt. Denkbar ist,
daß sich daraus ein starkes politisches und wissenschaftliches In-
teresse an einer stärkeren wissenschaftlich-technischen Zusam-
menarbeit mit westlichen Industriestaaten, vor allem mit der Bun-

desrepubik Deutschland, ergibt. Mit der Unterzeichnung eines

entsprechnenden Wissenschaftsabkommens zwischen der Bun-

desrepublik Deutschland und der DDR ist dafür ein politischer
Rahmen abgesteckt worden. Es wird interessant sein zu beobach-

ten, wie die DDR-Führung auf die sich damit bietenden Möglich-
keiten der Wissenschaftskooperation reagiert.
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